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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat im schriftlichen Verfahren 

gemäß § 128 Abs. 2 ZPO mit Schriftsatzfrist bis zum 15. April 2020 durch die 

Vorsitzende Richterin Dr. Milger, die Richter Dr. Schneider, Dr. Bünger und 

Dr. Schmidt sowie die Richterin Wiegand 

für Recht erkannt: 

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil der 2. Zivilkammer 

des Landgerichts Bremen vom 21. Februar 2019 in der Fassung 

des Berichtigungsbeschlusses vom 25. März 2019 aufgehoben. 

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entscheidung, auch 

über die Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungsge-

richt zurückverwiesen. 

 

Von Rechts wegen 

 

Tatbestand: 

Die Beklagte ist seit dem Jahr 2008 Mieterin einer 76,21 m² großen 

Wohnung der Klägerin in einem Mehrparteienhaus in B.       . Die Wohnung ver-

fügt über eine Gasetagenheizung und einen Gasherd. 

Mit Schreiben vom 1. September 2017 kündigte die Klägerin der Beklag-

ten den Einbau einer Gaszentralheizung in das Wohngebäude an. Im Rahmen 

der Arbeiten, welche in gleicher Art auch in einem Nachbargebäude ausgeführt 

und die sich ausweislich der Ankündigung über einen Zeitraum von insgesamt 

14 Wochen erstrecken werden, sollen die einzelnen Wohnungen an die neue 
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Zentralheizung mit Gas-Brennwertkessel angeschlossen und vom Gasnetz ge-

trennt werden. Angekündigt wurde die Installation einer "Wohnungsstation", die 

über isolierte Leitungsstränge mit der Zentralheizung verbunden wird und über 

die die Wohnungen künftig beheizt und mit Warmwasser versorgt werden sol-

len. Für die Wohnungen - so die Ankündigung - sei unter anderem die Entfer-

nung der Gasleitungen und Feuerstätten, der Ausbau der Gasthermen, der 

Tausch der vorhandenen Heizkörper gegen Plattenheizkörper, der Anschluss 

durch verkleidete Ringleitungen an die "Wohnungsstation" unter Rückbau der 

sichtbaren Heizungsrohre sowie der Austausch des vorhandenen Gasherds 

gegen einen Elektroherd vorgesehen. Daneben sei beabsichtigt, die Wohnun-

gen zur Warmwasserversorgung mit einem zentralen Warmwasserbereiter über 

isolierte Warmwasserleitungen zu verbinden. 

Mitgeteilt wurde ferner, dass sich die voraussichtliche Mieterhöhung auf 

69 € pro Monat belaufen werde. Für die Wärmeversorgung falle zukünftig eine 

monatliche Nebenkostenvorauszahlung in Höhe von 1,50 €/m² an, wobei bishe-

rige Kosten für den Betrieb und die Wartung der Gasetagenheizung entfielen. 

Dem Ankündigungsschreiben war eine "Berechnung der Energieeinspa-

rung" als Anlage beigefügt, in der für alle betroffenen Wohnungen der Gebäu-

dekomplexe - ausgehend von einer Wohnfläche von insgesamt 1.186,88 m² - 

eine Reduktion der Endenergie von (bisher) 213.970 kWh/a auf (künftig) 

189.375 kWh/a angegeben und in deren Folge eine Reduktion der Verbrauchs-

kosten um 0,08 €/m² Wohnfläche im Monat berechnet wird. 

Die Beklagte erteilte die in dem Ankündigungsschreiben erbetene Zu-

stimmung zu den Maßnahmen nicht. 
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Mit ihrer Klage hat die Klägerin die Beklagte darauf in Anspruch genom-

men, von ihr im Einzelnen näher bezeichnete bauliche Maßnahmen zu dulden 

und "der Klägerin und ihren Mitarbeitern" beziehungsweise denen eines beauf-

tragten Unternehmens innerhalb angegebener Zeiträume den Zutritt zur Woh-

nung zwecks Durchführung der Maßnahmen zu ermöglichen. 

Die Klage hat in den Vorinstanzen keinen Erfolg gehabt. Mit der vom Be-

rufungsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr Klagebegehren 

weiter. 

 

Entscheidungsgründe: 

Die Revision hat Erfolg.  

I. 

Das Berufungsgericht (LG Bremen, WuM 2019, 195) hat zur Begründung 

seiner Entscheidung, soweit für das Revisionsverfahren von Interesse, im We-

sentlichen ausgeführt: 

Der Klägerin stehe der geltend gemachte Duldungsanspruch aus § 555d 

Abs. 1 BGB nicht zu, da die Modernisierungsankündigung vom 1. September 

2017 die hieran nach § 555c Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BGB zu stellenden Mindestan-

forderungen nicht erfülle. 

Danach habe die Modernisierungsankündigung - vorliegend handele es 

sich um eine energetische Modernisierung nach § 555b Nr. 1 BGB - Angaben 

über die Art und den voraussichtlichen Umfang der Modernisierungsmaßnahme 

in wesentlichen Zügen zu enthalten. Der Gesetzgeber habe im Rahmen der 

Mietrechtsreform im Jahr 2001 mit der Neufassung der Vorgängerregelung in 
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§ 554 Abs. 3 BGB aF zwar ausdrücklich die äußerst strengen Anforderungen 

der seinerzeitigen Rechtsprechung an den Inhalt solcher Ankündigungen ab-

senken wollen, was nachfolgend auch vom Bundesgerichtshof aufgegriffen und 

weiter konkretisiert worden sei. 

Somit müsse der Mindestinhalt der Modernisierungsankündigung an dem 

Informationsbedürfnis des Mieters ausgerichtet und ihm durch die Vermittlung 

zureichender Kenntnis eine sachgerechte Beurteilung der beabsichtigten Mo-

dernisierungsmaßnahme ermöglicht werden. Es sei aber auch zu berücksichti-

gen, dass die Mitteilungspflicht nicht darauf abziele, die Befugnis des Vermie-

ters zur Durchführung von Modernisierungsmaßnahmen einzuschränken bezie-

hungsweise faktisch zu erschweren oder zu vereiteln. Aufgrund der Neufassung 

des § 554 Abs. 3 BGB aF in § 555c BGB durch das Mietrechtsänderungsgesetz 

habe sich an dieser Zielrichtung nichts geändert. 

Auch unter Berücksichtigung dieses gesetzgeberischen Willens sowie 

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs genüge die streitgegenständliche 

Modernisierungsankündigung dennoch nicht den Anforderungen des § 555c 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BGB. Die Klägerin habe die Beklagte nicht in wesentlichen 

Zügen über die Art und den voraussichtlichen Umfang der energetischen Mo-

dernisierungsmaßnahme informiert. Der Vermieter habe konkrete Tatsachen 

darzulegen, anhand derer der Mieter das Ausmaß der Modernisierung und die 

behauptete Einsparung von Energie im Sinne einer zureichenden Kenntnis zu-

mindest überschlägig nachvollziehen könne. Ausreichend, aber auch erforder-

lich für eine plausible Darlegung eines Energiespareffekts sei eine Beschrei-

bung des alten und neuen Zustands, die eine vergleichende Betrachtung er-

mögliche. 

Eine derartige Beschreibung enthalte die Modernisierungsankündigung 

nicht. Die Klägerin verweise lediglich pauschal und unter Hinweis auf die Ermitt-
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lung eines energiewirtschaftlichen Gutachters darauf, dass es nach der Durch-

führung der Modernisierungsmaßnahmen zu deutlichen Einsparungen von Hei-

zenergie und damit auch zur Einsparung von Heizkosten kommen solle. Eben-

so pauschal sei der Hinweis, durch den Einbau einer Gaszentralheizung mit 

einem Gas-Brennwertkessel und einer zentralen Warmwasserbereitung werde 

der Gebrauchswert der Wohnungen wegen eines niedrigeren Energiever-

brauchs wesentlich erhöht. Mangels Angabe konkreter Tatsachen genüge dies 

nicht, um der Beklagten das Ausmaß der Modernisierung und die behauptete 

Einsparung von Energie hinreichend nachvollziehbar darzulegen. 

Ein Energiespareffekt habe für die Beklagte auch nicht auf der Hand ge-

legen, denn die Umstellung von einer dezentralen auf eine zentrale Versorgung 

mit Heizenergie und Warmwasser könne neben energetischen Vorteilen wegen 

der zentralen Erwärmung auch mit Bereitstellungs-, Vorhaltungs- und Vertei-

lungsverlusten verbunden sein. 

Eine andere Beurteilung folge auch nicht aus der dem Ankündigungs-

schreiben beigefügten "Berechnung der Energieeinsparung". Dort gebe die 

Klägerin zwar die Energiekosten vor der Sanierung sowie die (kalkulierten) 

Energiekosten nach der Sanierung für mehrere Gebäudekomplexe an, und 

zwar untergliedert in Endenergie und Verbrauchskosten. Abschließend stelle 

sie die erwartete Heizkosteneinsparung mit monatlich 0,08 €/m² dar. Diese Be-

rechnung sei allerdings unbrauchbar, da es an einem Bezug der baulichen 

Maßnahme auf die konkret betroffene Wohnung der Beklagten fehle. 

Die Klägerin habe nämlich lediglich auf Gesamtwerte für drei Wohnge-

bäude abgestellt, ohne die tatsächlich vorhandene Ausstattung der Wohnung 

der Beklagten und den damit einhergehenden aktuellen sowie den nach Aus-

führung der baulichen Maßnahmen konkret zu erwartenden Energiebedarf zu 

berücksichtigen. Der Beklagten sei es auf dieser Grundlage nicht möglich, auch 
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nur überschlägig zu beurteilen, ob sich die behauptete (deutliche) Einsparung 

von Energiekosten gerade in Bezug auf ihre Wohnung realisieren lassen werde. 

Zweifel hieran bestünden bereits deshalb, weil die Ersparnis insgesamt nur 

0,08 €/m² und Monat betragen solle. Dies bedeute für die Beklagte lediglich ei-

ne monatliche Ersparnis in Höhe von 6,10 €, was im Verhältnis zu der mietver-

traglich vereinbarten Nebenkostenvorauszahlung von 142 € keine signifikante 

geschweige denn eine deutliche Ersparnis darstelle. 

Unwirksam sei die Modernisierungsankündigung auch hinsichtlich des in 

Aussicht gestellten Austauschs des Gasherds gegen einen Elektroherd. Es feh-

le an einer konkreten Darlegung dieser Teilmaßnahme, weshalb nicht ansatz-

weise erkennbar sei, ob mit dem Austausch eine von der Beklagten zu dulden-

de Energieeinsparung verbunden sei. 

 

II. 

Diese Beurteilung hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. Mit der vom 

Berufungsgericht gegebenen Begründung kann ein Anspruch der Klägerin auf 

Duldung der von ihr im Einzelnen bezeichneten baulichen Maßnahmen (§ 555d 

Abs. 1 BGB) nicht verneint werden. Entgegen der Auffassung des Berufungsge-

richts ist das Ankündigungsschreiben der Klägerin nicht deshalb unwirksam, 

weil es zu unbestimmt abgefasst wäre. Das Schreiben erfüllt vielmehr die An-

forderungen nach § 555c Abs. 1 BGB. 

1. Gemäß § 555d Abs. 1 BGB hat der Mieter Modernisierungsmaßnah-

men im Sinne des § 555b BGB - vorliegend eine energetische Modernisierung 

(§ 555b Nr. 1 BGB) - zu dulden, wobei der Vermieter dem Mieter die Maßnah-

men nach § 555c BGB anzukündigen hat. Die letztgenannte Vorschrift ist ge-
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mäß Art. 229 § 49 Abs. 1 Satz 1 EGBGB auf das gegenständliche Mietverhält-

nis in der vom 1. Mai 2013 bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung des 

Gesetzes über die energetische Sanierung von vermietetem Wohnraum und 

über die vereinfachte Durchsetzung von Räumungstiteln vom 11. März 2013 

(BGBl. I S. 434; im Folgenden: BGB aF) anzuwenden, weil das Mietverhältnis 

am 31. Dezember 2018 bereits entstanden und der Beklagten das Ankündi-

gungsschreiben vor diesem Datum zugegangen war. 

a) Gemäß § 555c Abs. 1 Satz 1 BGB aF hat der Vermieter dem Mieter 

eine Modernisierungsmaßnahme spätestens drei Monate vor ihrem Beginn in 

Textform anzukündigen. Die Ankündigung muss gemäß § 555c Abs. 1 Satz 2 

BGB aF Angaben über die Art und den voraussichtlichen Umfang der Moderni-

sierungsmaßnahme in wesentlichen Zügen (Nr. 1), den voraussichtlichen Be-

ginn und die voraussichtliche Dauer der Modernisierungsmaßnahme (Nr. 2), 

den Betrag der zu erwartenden Mieterhöhung, sofern - wie hier - eine Erhöhung 

nach § 559 BGB verlangt werden soll, sowie die voraussichtlichen künftigen 

Betriebskosten (Nr. 3) enthalten. 

b) Der Gesetzgeber hat sich im Rahmen der Mietrechtsreform im Jahr 

2001 ausdrücklich gegen zu strenge Anforderungen an den Inhalt von Moderni-

sierungsankündigungen des Vermieters ausgesprochen und die zuvor vertrete-

nen Maßstäbe abgesenkt (vgl. BT-Drucks. 14/4553, S. 36 f., 49 f.; Senatsurteil 

vom 28. September 2011 - VIII ZR 242/10, NJW 2012, 63 Rn. 28; jeweils zu 

§ 554 Abs. 3 BGB aF). Hieran sollte sich auch unter der Geltung des § 555c 

BGB aF nichts ändern (vgl. BT-Drucks. 17/10485, S. 20). 

Danach ist - was das Berufungsgericht seiner Entscheidung noch zutref-

fend zugrunde gelegt hat - der Mindestinhalt der Modernisierungsankündigung 

einerseits an dem Informationsbedürfnis des Mieters auszurichten. Diesem soll 

durch die Vermittlung zureichender Kenntnis eine sachgerechte Beurteilung der 
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beabsichtigten Modernisierungsmaßnahme ermöglicht werden, insbesondere 

hinsichtlich seiner Duldungspflicht, der für ihn zu treffenden Maßnahmen und 

der gegebenenfalls zu ziehenden vertragsrechtlichen Konsequenzen (vgl. BT-

Drucks. 14/4553, S. 36 f.; Senatsurteil vom 28. September 2011 - VIII ZR 

242/10, aaO Rn. 30; jeweils zu § 554 Abs. 3 BGB aF). Andererseits ist aber zu 

berücksichtigen, dass die Mitteilungspflichten nicht darauf abzielen, die Befug-

nis des Vermieters zur Durchführung von Modernisierungsmaßnahmen (§ 555b 

BGB) einzuschränken, sondern dass sie dem Mieter hierbei lediglich einen er-

gänzenden Schutz gewähren sollen. Die Verwirklichung dieses ergänzenden 

Schutzes darf nicht so weit gehen, dass einem Vermieter die Durchführung ge-

setzlich zulässiger Modernisierungsmaßnahmen durch eine Handhabung der 

Mitteilungsanforderungen erschwert wird, die über das zum Schutz des Mieters 

gebotene Maß hinausgeht und hierdurch den Modernisierungsanspruch des 

Vermieters unvertretbar verkürzt (vgl. Senatsurteil vom 28. September 2011 - 

VIII ZR 242/10, aaO Rn. 31 mwN [zu § 554 Abs. 3 BGB aF]). 

c) Für Maßnahmen der energetischen Modernisierung (§ 555b Nr. 1 

BGB) bedarf es vor diesem Hintergrund - vergleichbar mit den an ein entspre-

chendes Mieterhöhungsverlangen zu stellenden Anforderungen (§ 559b Abs. 1 

BGB) - der Information des Mieters über diejenigen Tatsachen, die es ihm er-

möglichen, in groben Zügen die voraussichtlichen Auswirkungen der Umset-

zung der baulichen Maßnahme auf den Mietgebrauch abzuschätzen sowie, ge-

gebenenfalls mit sachverständiger Hilfe, (überschlägig) vergleichend zu ermit-

teln, ob die geplanten baulichen Maßnahmen voraussichtlich zu einer nachhal-

tigen Energieeinsparung führen werden (vgl. Senatsurteil vom 18. Dezember 

2019 - VIII ZR 332/18, NZM 2020, 281 Rn. 26; Senatsbeschluss vom 12. Juni 

2018 - VIII ZR 121/17, WuM 2018, 723 Rn. 18 mwN [zur Mieterhöhungserklä-

rung]). 
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2. Diesen Anforderungen wird die hier vorgenommene Ankündigung, was 

der Senat selbst beurteilen kann, weil weitere Feststellungen nicht in Betracht 

kommen (vgl. Senatsurteile vom 9. Juli 2014 - VIII ZR 376/13, BGHZ 202, 39 

Rn. 41; vom 27. Februar 2019 - VIII ZR 255/17, NJW-RR 2019, 719 Rn. 23; 

vom 18. Dezember 2019 - VIII ZR 332/18, aaO Rn. 28), gerecht. Insbesondere 

ergibt sich aus ihr - entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts - hinreichend 

deutlich, welche Arbeiten im Einzelnen beabsichtigt sind und inwieweit die bau-

lichen Maßnahmen zu einer nachhaltigen Einsparung von Endenergie bezogen 

auf die Wohnung der Beklagten führen sollen. 

a) Das Ankündigungsschreiben stellt den Umfang der Baumaßnahmen 

sowie deren Auswirkungen auf den Mietgebrauch ausreichend dar. 

Hiernach ist für sämtliche Wohnungen, also auch die Wohnung der Be-

klagten, geplant, diese an die neu zu installierende Zentralheizung mit Gas-

Brennwertkessel anzuschließen und sie zugleich unter Ausbau der Gasthermen 

und Austausch des Gasherds gegen einen Elektroherd vom Gasnetz zu tren-

nen. Die Verbindung soll über eine "Wohnungsstation" erfolgen, die über isolier-

te Leitungsstränge mit der Zentralheizung verbunden werden soll. In den Woh-

nungen ist ein Austausch der vorhandenen Heizkörper gegen Plattenheizkörper 

sowie deren Anschluss an die "Wohnungsstation" durch verkleidete Ringleitun-

gen unter Rückbau der sichtbaren Heizungsrohre geplant. Die Regelung der 

Heizung soll künftig über ein Thermostat erfolgen. Hierdurch wird - insbesonde-

re im Zusammenhang mit den weiteren Ausführungen zur voraussichtlichen 

Dauer und Organisation der Umsetzung - der Umfang der geplanten Arbeiten 

und deren voraussichtliche Auswirkung auf den Mietgebrauch sämtlicher Woh-

nungen hinreichend umrissen. 

b) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ermöglicht die Ankündi-

gung der Beklagten - gegebenenfalls unter Inanspruchnahme sachverständiger 
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Hilfe - auch überschlägig zu beurteilen, ob der Einbau einer Gaszentralheizung 

eine nachhaltige Einsparung von Heizenergie gerade in Bezug auf ihre Woh-

nung bewirken wird. 

aa) Denn aus der "Berechnung der Energieeinsparung", welche der Mo-

dernisierungsankündigung als Anlage beigefügt war, ergibt sich, dass für sämt-

liche betroffenen Wohnungen der Gebäudekomplexe eine dauerhafte Redukti-

on der Endenergie von aktuell insgesamt 213.970 kWh im Jahr auf (künftig) 

189.375 kWh im Jahr geplant sei. Damit ist vorliegend die Energieeinsparung 

hinreichend erläutert, in deren Folge - bezogen auf alle Wohnungen mit einer 

Gesamtfläche von 1.186,88 m² - eine Reduktion der Verbrauchskosten um 

0,08 €/m² Wohnfläche im Monat erreicht werden soll. 

bb) Anders als das Berufungsgericht meint, ist diese Berechnung nicht 

deshalb "unbrauchbar", weil es ihr an einem konkreten Bezug zur Wohnung der 

Beklagten fehlte. 

Dieser Bezug kann vorliegend unschwer hergestellt werden. Der Beklag-

ten ist es anhand der Berechnung - worauf die Revision zu Recht hinweist - 

möglich, aus der für alle Wohnungen prognostizierten Energieersparnis von 

24.595 kWh im Jahr (213.970 kWh/a - 189.375 kWh/a) anhand der Gesamtzahl 

der Quadratmeter (1.186,88 m²), auf die diese Ersparnis entfällt, die auf ihre 

76,21 m² große Wohnung entfallende prognostizierte jährliche Energieersparnis 

zu errechnen. Diese beläuft sich auf 1.579,25 kWh im Jahr (24.595 kWh/a ÷ 

1.186,88 m² x 76,21 m²). 

Auch dem Berufungsgericht war es auf Grundlage der gemachten Anga-

ben ohne weiteres möglich, für die Wohnung der Beklagten eine konkrete mo-

natliche Heizkosteneinsparung von 6,10 € zu errechnen. Ob dies im Ergebnis -

 wie das Berufungsgericht angenommen hat - "keine signifikante, geschweige 
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denn eine deutliche Ersparnis" darstellt, ist im Rahmen der Prüfung der formel-

len Ordnungsgemäßheit der Ankündigung nach § 555c BGB ohne Bedeutung. 

cc) Einen weiteren Anhaltspunkt zur Plausibilitätsprüfung der mitgeteilten 

Energieeinsparung bietet zudem der für die Versorgung mit Heizenergie und 

Warmwasser für die Zukunft geschätzte Nebenkostenvorschuss von 1,50 €/m², 

der für die Wohnung der Beklagten künftig in Höhe von 114,32 € (1,50 €/m² x 

76,21 m²) erhoben werden soll und den die Klägerin gemäß § 555c Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 BGB angegeben hat. Diesen kann die Beklagte - unter Einbezie-

hung der eigenen Wohnverhältnisse und des eigenen Verbrauchsverhaltens -  

mit den bisher für die Versorgung mit Gas aufgewandten Kosten vergleichen. 

dd) Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts ist die Modernisie-

rungsankündigung auch nicht deshalb unzureichend, weil die Klägerin die tat-

sächlich vorhandene Ausstattung der Beklagtenwohnung und die damit einher-

gehenden Verbräuche nicht berücksichtigt beziehungsweise angegeben hat. Es 

ist - worauf die Revision zutreffend verweist - weder ersichtlich noch vorgetra-

gen, dass die Wohnung der Beklagten über einen baulichen Zuschnitt bezie-

hungsweise über Ausstattungsmerkmale verfügte, welche von denjenigen an-

derer Wohnungen in den Gebäudekomplexen derart abweichen, dass der Be-

klagten eine Prüfung der mitgeteilten Energieeinsparung auf Plausibilität nicht 

möglich wäre. Allein ihre Lage im zweiten Obergeschoss des Anwesens stellt 

entgegen der Ansicht der Revisionserwiderung eine solche Besonderheit nicht 

dar. Das Berufungsgericht führt - ebenso wie die Revisionserwiderung - nicht 

aus, welche "tatsächlichen Gegebenheiten der Beklagtenwohnung", die für die 

anzustellende Plausibilitätsprüfung einer Energieersparnis relevant und der Be-

klagten nicht ebenso bekannt wären beziehungsweise bekannt sein müssten, 

seitens der Klägerin anzugeben seien. Über den individuellen Energieverbrauch 
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der Beklagten hat die Klägerin keine Kenntnis, da dieser direkt mit dem Ener-

gieversorger abgerechnet wird. 

Aufgrund der vorgelegten Berechnung bedurfte es vorliegend - entgegen 

der Ansicht des Berufungsgerichts - auch nicht der Angabe der konkreten Wir-

kungsgrade der alten sowie der neuen Heizungsanlage. 

c) Soweit das Berufungsgericht auch bezüglich des Austauschs des 

Gasherds durch einen Elektroherd eine wirksame Modernisierungsankündigung 

verneint, verkennt es - wie die Revision zutreffend rügt -, dass es sich hierbei 

nach dem von der Klägerin angekündigten Gesamtkonzept um eine notwendige 

Begleitmaßnahme der Heizungsmodernisierung handelt. 

Ausweislich der Ankündigung werden infolge des Wegfalls der Gaseta-

genheizungen die bisherigen Gasleitungen aus den Mieteinheiten entfernt, so 

dass der Betrieb eines Gasherds nicht mehr möglich ist. Damit sind dem Mieter 

der Umfang und die Auswirkungen der Modernisierungsmaßnahme für seinen 

Mietgebrauch hinlänglich dargelegt. Der vom Berufungsgericht auch insoweit 

vermissten Angabe einer Energieeinsparung bedarf es insoweit daher schon im 

Ansatz nicht. 
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III. 

Nach alledem kann das Berufungsurteil keinen Bestand haben; es ist 

daher aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO). Die nicht entscheidungsreife Sache ist 

zur neuen Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzu-

verweisen (§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 

Dr. Milger  Dr. Schneider  Dr. Bünger 

 Dr. Schmidt  Wiegand 

Vorinstanzen: 

AG Bremen, Entscheidung vom 01.06.2018 - 7 C 65/18 -  

LG Bremen, Entscheidung vom 21.02.2019 - 2 S 159/18 -  
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